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Antrag des Regierungsrates vom 14. Dezember 2022

5021 b
Beschluss des Kantonsrates 
über die Genehmigung der Abrechnung 
des Objektkredits für die Neu- und Ersatzbauten 
am Strickhof Lindau, AgroVet-Strickhof, 
Bildungs- und Forschungszentrum 
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom 14. Dezem-
ber 2022,

beschliesst:

I. Die Abrechnung des Objektkredits für die Neu- und Ersatz-
bauten am Strickhof Lindau, AgroVet-Strickhof, Bildungs- und For-
schungszentrum, wird genehmigt.

II. Mitteilung an den Regierungsrat.

Bericht

1. Ausgangslage

Am 18. September 2013 beantragte der Regierungsrat dem Kantons-
rat die Bewilligung eines Objektkredits von Fr. 29 000 000 für den Ersatz-
bau der Rindviehstallungen und den Neubau des Forums am Strickhof in
Lindau (Vorlage 5021). Der entsprechende Beschluss des Kantonsrates
erfolgte am 19. Mai 2014. Diese Bauten sind Teil der Erstellung von Neu-
und Ersatzbauten am AgroVet-Strickhof, einer zukunftsweisenden Bil-
dungs- und Forschungskooperation der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich (ETHZ), der Universität Zürich (UZH) und des
Kantons Zürich mit internationaler Ausstrahlung im Bereich der nach-
haltigen Nutztierhaltung. Die ETHZ beteiligte sich daran mit einer Inves-
tition von 36,8 Mio. Franken für die Erstellung eines Stoffwechselstalles
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sowie eines Büro- und Laborgebäudes. Die UZH mietet sich in das Bil-
dungs- und Forschungszentrum ein. Dies ermöglicht umfangreiche Syn-
ergien zwischen ETHZ, UZH und Kanton, namentlich durch die Zusam-
menlegung der drei bisher separaten Standorte für Stallungen.

Mit dem Projektfortschritt entwickelte sich die Zusammenarbeit mit
der beauftragten Generalplanerin immer schwieriger. Das Vertragsver-
hältnis musste aufgrund der fortdauernden Unzulänglichkeiten der Ge-
neralplanerin am 11. September 2015 in gegenseitigem Einvernehmen
aufgelöst werden. Die von der Generalplanerin erarbeiteten Grundlagen
in Projektierung und Ausschreibungen waren fehlerhaft, was die Über-
arbeitung sämtlicher Plangrundlagen und erhebliche Mehrkosten zur
Folge hatte. Die höchste Priorität lag bei der Funktionalität und termin-
gerechten Fertigstellung, um die Vereinbarungen mit der ETHZ und
der UZH einzuhalten. Dies war zwingend erforderlich, da die Verträge
der ETHZ und der UZH für deren alten Stallungen ausliefen und die
Nachzucht der grossen, genetisch und wissenschaftlich wertvollen Milch-
viehherde (jährlich mehr als 100 neugeborene Kälber) ohne Unterkunft
geblieben wäre.

Am 1. Februar 2017 bewilligte der Regierungsrat daher mit Be-
schluss Nr. 94/2017 gestützt auf § 41 Abs. 2 des Gesetzes über Cont-
rolling und Rechnungslegung (CRG, LS 611) eine zusätzliche Ausgabe
von Fr. 2 900 000. Wie in § 41 Abs. 2 CRG vorgesehen, informierte er
darüber im gleichen Beschluss unverzüglich den Kantonsrat.

In RRB Nr. 94/2017 wurden Einsparpotenziale definiert, um das
Ausmass der Mehrkosten zu begrenzen. Dabei sollte insbesondere der
Ausbau des Jungvieh- und Rindermaststalls (JRS) so verkleinert werden,
dass eine minimale Funktionstüchtigkeit für die Forschung erhalten
bleibt. Im späteren Projektverlauf stellte sich heraus, dass durch den
vorgesehenen verkleinerten Ausbau des JRS nicht einmal eine minimale
Funktionstüchtigkeit gegeben war. Die Herstellung der notwendigen
Funktionstüchtigkeit der Gebäude von AgroVet-Strickhof führte zu einer
Kreditüberschreitung von Fr. 900 000.

Die vorliegende Kreditabrechnung wurde vom Regierungsrat am
27. April 2022 beschlossen und als Vorlage 5021a dem Kantonsrat un-
terbreitet, zur nachträglichen Ergänzung am 3. Oktober 2022 jedoch
zurückgezogen. 

2. Zielerreichung

Das Projektziel bestand darin, am 1. September 2017 das zukunfts-
weisende Bildungs- und Forschungszentrum, darunter insbesondere die
gemeinsamen Stallungen von ETHZ und Kanton, in Betrieb zu nehmen.
Dies ermöglichte betriebliche Synergien durch die gemeinsame Verwen-
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dung der Infrastrukturen und des Tierbestandes. Dieses Ziel wurde
dank der neuen Organisation und der erwähnten zusätzlichen Mittel
mit nur geringen Abstrichen erreicht. Die geschaffene zukunftswei-
sende Infrastruktur ermöglicht es zudem, bildungs- und forschungsbe-
zogene Synergien der Partner zu nutzen. 

Die erwähnten Unzulänglichkeiten der Generalplanerin führten zu
deutlichen Kostenüberschreitungen. Erschwerend kam die Komplexi-
tät des Projektes hinzu, da einige Anlagen als Prototypen erstellt wur-
den und so eine konforme Bestellung durch die Nutzerschaft schwierig
war. Das Gesamtprojekt wurde bezüglich Finanzen und Submissions-
recht nach den Richtlinien der ETHZ bzw. des Bundes geführt. Die
Teuerung wird in diesen Richtlinien nicht berücksichtigt. Demgegen-
über verringerte sich der bewilligte Kredit des Kantons Zürich im Um-
fang der Negativteuerung um Fr. 444 774.14. Zudem ergab sich aus dem
jahrelangen Rechtsstreit mit der ursprünglichen Generalplanerin über
zurückbehaltenes Honorar sowie Schadenersatzforderungen des Kan-
tons im Sommer 2022 ein Vergleich. Der Kanton hat der Generalplane-
rin per saldo aller Ansprüche eine Restzahlung von Fr. 833 197.90 zu
entrichten. Gegenüber dem bewilligten Kreditrahmen von Fr. 31 900 000
resultierte somit eine Überschreitung von Fr. 1 924 701.39, was rund 6%
entspricht.

3. Kreditnutzung

Die zur Verfügung stehende Gesamtsumme belief sich unter Berück-
sichtigung der Teuerung (bei Preisstandklausel) auf Fr. 31 445 225.86.

Bewilligte und getätigte Ausgaben (Beträge in Franken)
BKP Ausgabenpositionen Bewilligt Bewilligt Bewilligte Getätigte Abweichung

gemäss Vorlage 5021 RRB Nr. Ausgaben Ausgaben + besser/ 
Ausgabenbewilligung 94/2017 – schlechter

1 Vorbereitungsarbeiten 2 363 000 +1 034 468 3 397 468.00 3 539 483.10 –142 015.10
2 Gebäude 14 907 000 +2 905 854 17 812 854.00 18 929 542.55 –1 116 688.55
3 Betriebseinrichtung 2 818 000 –198 920 2 619 080.00 2 561 879.75 +57 200.25
4 Umgebung 3 030 000 –1 455 460 1 574 540.00 1 842 891.55 –268 351.55
5 Honorare (einschliess- 4 428 000 +1 908 058 6 336 058.00 6 506 130.30 –170 072.30

lich Nebenkosten)
8 Reserve 1 156 000 –996 000 160 000.00 +160 000
9 Ausstattung 298 000 –298 000 0.00

Teuerung –444 774.14 –444 774.14
(bei Preisstandsklausel)

1–9 Total (einschliess- 29 000 000 +2 900 000 31 455 225.86 33 379 927.25 –1 924 701.39
lich MWSt)
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Die Genehmigung des Kostendachs durch den Kantonsrat erfolgte
seinerzeit auf der Grundlage des Vorprojektes – es lag kein detailliert
ausgearbeitetes Projekt vor und die Kostengrobschätzung prognosti-
zierte einen höheren Finanzbedarf als das bewilligte Kostendach. Die-
ses eher unübliche Vorgehen wurde gewählt, um der hohen zeitlichen
Priorität dieses Projektes für die Forschungstätigkeit der ETHZ und
der UZH gerecht zu werden.

4. Begründung der Abweichung

Am 11. September 2015 wurde das Vertragsverhältnis mit der Gene-
ralplanerin in gegenseitigem Einvernehmen aufgelöst. Zu diesem Zeit-
punkt wurde festgestellt, dass die Generalplanerin nur wenige Honorar-
verträge mit den Subplanern abgeschlossen hatte, die Planunterlagen
mangelhaft waren, die Änderungen der Nutzerschaft unvollständig auf-
genommen bzw. eigene Anpassungen ohne Information an die Gesamt-
projektleitung durchgeführt wurden und die ersten Ausschreibungen
bzw.  Arbeitsvergaben auf ungenügenden Unterlagen gründeten. Nach
der Auflösung des Vertragsverhältnisses schlossen der Kanton und die
ETZH mit den übrigen Fachplanerinnen und Fachplanern sowie Spe-
zialistinnen und Spezialisten – gemäss jeweiligem Leistungsstand – neue
Einzelverträge ab. Der Auftrag für die Architekturleistungen wurde neu
vergeben und das Projekt unter dem gegebenen Zeitdruck ohne Unter-
bruch weitergeführt, um Mehrkosten aus Mietverhältnissen zu vermei-
den. Dies führte zu einer rollenden Planung und entsprechenden Mehr-
aufwendungen bei den Planerinnen und Planern. 

Die Abweichungen in den Bauteilgruppen sind auf folgende Ursa-
chen zurückzuführen:

Baukostenplan (BKP) 1: Vorbereitungsarbeiten
Die falsch geplanten Höhenkotierungen führten zu geringen Aus-

massen in den Werkverträgen für die Leistungsposition der Werkleitun-
gen. Dies führte zu Nachträgen der Unternehmer bezüglich Mehraus-
hub, entsprechenden Abfuhrkosten sowie Deponiegebühren, höheren
Schächten und einem Mehrbedarf an Material bei den späteren Hinter-
füllungen der Gebäude. 

BKP 2: Gebäude
Mit den angefallenen Mehrkosten zeigte sich, dass die bewilligten

finanziellen Mittel zur Erreichung der für die Forschung notwendigen
Funktionstüchtigkeit nicht ausreichen werden. Insbesondere wurden
beim JRS inhaltliche Kürzungen der Bestellung für die Einhaltung des
Gesamtkredits vorgenommen. Dabei wurden Fenster, Innenwände und
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Innentüren weggelassen und bei der Gebäudetechnik massive Kürzun-
gen vorgenommen. In der Umsetzung stellte sich heraus, dass durch
die Kürzungen die Funktionstüchtigkeit für die Forschung nicht gewähr-
leistet war. Zur Herstellung einer minimalen Funktionstüchtigkeit des
JRS wurde nach der Krediterhöhung schliesslich eine Kreditüber-
schreitung von höchstens Fr. 900 000 in Kauf genommen.

BKP 3: Betriebseinrichtungen
Fest verbaute Bauteile wurden in die Leistungsposition 2 «Gebäude»

verbucht. Dadurch verringerte sich der finanzielle Aufwand für die Be-
triebseinrichtungen gegenüber dem bewilligten Kostenvoranschlag.

BKP 4: Umgebung
Die falschen Höhenkotierungen betrafen auch die Umgebungspla-

nung, sodass auch in dieser Leistungsposition Mehrkosten für Anpas-
sungen des Geländes anfielen. Insbesondere fielen Mehrkosten bei den
Erdarbeiten des Parkplatzes und der Fernwärmeleitung an.

BKP 5: Honorare und Nebenkosten
Mit der notwendigen Aufarbeitung der mangelhaften Projektierung

fielen Mehrkosten für die Honorare der Fachplanerinnen und Fachpla-
ner sowie Spezialistinnen und Spezialisten an. Neben den Massnahmen
zur Schadeneindämmung und -aufnahmen mussten die neuen Archi-
tektinnen und Architekten während der rollenden Planung in die
neuen Aufgaben eingearbeitet und die Plangrundlagen neu erarbeitet
werden. Die ursprüngliche Generalplanerin machte aus den General-
planerverträgen offenes Honorar geltend, was vom Kanton bestritten
wurde. Der Kanton brachte seinerseits Ansprüche vor, insbesondere
Minderungs- und Schadenersatzansprüche. Aufgrund der im Rahmen
der Vergleichsgespräche gewonnenen Erkenntnisse zur Ausgangslage
und der damit verbundenen Aussicht auf Unterliegen bei einem allfäl-
ligen Gerichtsverfahren erklärte sich der Kanton zur teilweisen Hono-
rarnachzahlung bereit.

Die Baukostenadministration des Gesamtprojektes wurde auf der
Struktur der ETHZ geführt, welche die Honorare in der Leistungspo-
sition BKP 6 abbildet. Danach wurde diese Position für den Anteil des
Kantons aufgelöst und gemäss Raster des Kantons auf verschiedene
andere BKP-Leistungspositionen verteilt. Deshalb sind nicht alle Hono-
rare in BKP 5 enthalten, wie dies zum Zeitpunkt der Kreditbewilligung
2014 vorgesehen war.

BKP 8: Reserven gemäss § 31 Abs. 1 lit. a Ziff. 6 der Finanzcont-
rollingverordnung (LS 611.2)

Mit weiteren Bestellungen wie beispielsweise der unvorhergesehe-
nen Pferdehaltung sowie dem notwendigen Ausbau des JRS wurden die
Reserven aufgelöst.
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5. Massnahmen zur Einhaltung der Kreditbewilligung

Aufgrund der fehlerhaften und unvollständigen Leistung durch die
Generalplanerin sowie drohender Kostenüberschreitung wurde eine
externe Überprüfung vorgenommen. Die daraus resultierenden Mass-
nahmen konnten nur ungenügend umgesetzt werden, weshalb das Ver-
tragsverhältnis mit der Generalplanerin aufgelöst wurde. Wegen der
Kostenüberschreitung musste ein Zusatzkredit beantragt werden, wobei
verschiedene Kostenoptimierungen mit Fokus beim JRS vorgenommen
wurden. Die im späteren Projektverlauf erforderliche Herstellung der
notwendigen Funktionstüchtigkeit für die Forschung des JRS führte zu
Mehrkosten von Fr. 900 000 und somit zu einer Kreditüberschreitung.

6. Antrag

Der Regierungsrat beantragt dem Kantonsrat, die Abrechnung des
Objektkredits für die Neu- und Ersatzbauten am Strickhof Lindau,
AgroVet-Strickhof, Bildungs- und Forschungszentrum, zu genehmigen.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Die Staatsschreiberin:
Ernst Stocker Kathrin Arioli


